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1.
Ausbildungsmarkt 2006: TOP-Leistung des Handels 
a) „Positive Zeichen“

"Positive Zeichen auf dem Ausbildungsmarkt" verkündete Bundesbildungsminsiterin Annette Schavan Mitte Dezember 2006 bei der Bekanntgabe der Ausbildungsbilanz 2006. Es wurden nämlich 4,8% (seit einer kleinen Korrektur aus dem Bereich des öffentlichen Dienstes: 4,7%) mehr Ausbildungsverträge als im Vorjahr abgeschlossen. Schavan: "Die Signale auf dem Ausbildungsmarkt sind positiv, die um 4,8 Prozent gestiegene Zahl von Ausbildungsverträgen in Wirtschaft und Verwaltung sind ein gutes Ergebnis. Allerdings ist die Lage noch nicht entspannt. Wir müssen nun den Endspurt in der Nachvermittlung von Ausbildungsplatzbewerbern schaffen. Erfreulich ist, dass wir im dritten Jahr der Umsetzung des Ausbildungspaktes eine insgesamt positive Bilanz ziehen können". Mit 576.153 neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen gibt es deutlich mehr Verträge als im vergangenen Jahr (plus 25.973 oder 4,7%), so besagt es die Erhebung des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) zum 30.09..

b) Handel bietet TOP-Leistung

Der Handel hat wieder einmal nicht nur ein „gutes“, sondern ein herausragendes Ergebnis geschafft und entscheidend zum erneuten Erreichen der Ziele des Ausbildungspaktes von Wirtschaft und Bundesregierung beigetragen:

· 22,4% des Zuwachses an neuen Ausbildungsverträgen entfällt auf die drei Kernberufe des Handels Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel, Verkäufer/in und Kaufmann/Kauffrau im Groß- und Aussenhandel.

· Im einzelnen:

· Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel:

· Deutschland: 
31.741 neue Verträge: Plus   7,4%

· Westdeutschland:
24.398 neue Verträge: Plus   6,1%

· Ostdeutschland:
  7.343 neue Verträge: Plus 13,3%

· Verkäufer/Verkäuferin:

· Deutschland: 
21.342 neue Verträge: Plus 15,5%

· Westdeutschland:
15.655 neue Verträge: Plus 16,6%

· Ostdeutschland:
  5.687 neue Verträge: Plus 12,4%

· Kaufmann/Kauffrau im Groß- und Außenhandel:

· Deutschland: 
15.351 neue Verträge: Plus   5,3%

· Westdeutschland:
13.799 neue Verträge: Plus   5,7%

· Ostdeutschland:
  1.552 neue Verträge: Plus   1,5%

HDE-Präsident Joef Sanktjohanser bewertete die Zahlen Mitte Januar so:

„Die deutschen Einzelhandelsunternehmen haben 2006 eine Spitzenleistung bei der Ausbildung junger Menschen erbracht. Im vergangenen Jahr hat der Einzelhandel die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge um über zehn Prozent erhöht. Damit war der Zuwachs im Handel mehr als doppelt so groß wie in der deutschen Wirtschaft insgesamt, die immerhin einen erfreulichen Anstieg um 4,7 Prozent verzeichnen konnte. Rund ein Fünftel aller zusätzlichen Ausbildungsplätze in Deutschland entfiel auf die Kernberufe des Einzelhandels: Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel und Verkäufer/Verkäuferin. Dies ist Beleg für die hohe Ausbildungsbereitschaft des Handels und unterstreicht die große Bedeutung, die die Unternehmen unserer Branche der Ausbildung qualifizierten Nachwuchses beimessen. Die überaus positive Entwicklung ist eine Bestätigung für die gelungene Neuordnung der Einzelhandelsberufe. Eine differenzierte und flexible, auf den Bedarf der Unternehmen eingehende Struktur der Berufe fördert die Ausbildungsbereitschaft und führt zu mehr Ausbildungsplätzen. Auch in diesem Jahr wollen die Handelsunternehmen einen herausragenden Beitrag zum Gelingen des Ausbildungspaktes leisten.“ 
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Schavan erklärte weiter: "Der aktuelle positive Trend bei den Ausbildungsverträgen sollte Anlass sein, unsere Bemühungen im Ausbildungspakt weiter zu verstärken und mehr betriebliche Ausbildungsplätze zu sichern. Dies wird auch ein zentraler Punkt in unseren Beratungen mit den Wirtschaftsverbänden zur Fortsetzung des Paktes über 2007 hinaus sein. Daneben brauchen wir aber mittelfristig wirksame strukturelle Reformen der beruflichen Bildung in Deutschland. Wir müssen das duale System angesichts neuer wirtschaftlicher, technologischer und demografischer Herausforderungen anpassen, um es fit für die Zukunft zu erhalten und zugleich dafür sorgen, auf Seiten der Jugendlichen niemanden zurückzulassen".

c) Reformbemühungen

Die Bundesbildungsministerin verwies dazu auf den von ihr eingeleiteten Reformprozess zur beruflichen Bildung mit folgenden Schwerpunkten:

· Modernisierung und Flexibilisierung beruflicher Bildung,

· Verbesserung der Übergänge an den Schnittstellen des Berufsbildungssystems (Übergangsmanagement und Durchlässigkeit) sowie

· Europäische Öffnung der beruflichen Bildung

Ziel sei es, einerseits die große Zahl bislang nicht ausbildender Betriebe stärker für Ausbildung zu gewinnen und in neu entstehenden Branchen gezielt eine neue Ausbildungskultur zu verankern. Zum anderen müsse erreicht werden, dass Ausbildungswege außerhalb des dualen Systems anschlussfähig werden und breite Übergänge zwischen den Teilsystemen geschaffen würden. Dies gelte besonders für Maßnahmen in dem dualen System vorgelagerten Übergangsbereich und für die vollzeitschulische Berufsausbildung. Ressourcenraubende und häufig unproduktive Warteschleifen müssten abgebaut und eine bloße "Versorgung" junger Menschen mit nur bedingt arbeitsmarktrelevanter Qualifizierung verhindert werden.

Dazu werde zur Zeit ein Modell von bundesweit standardisierten Ausbildungsbausteinen erarbeitet, die aus regulären Ausbildungsordnungen des dualen Systems entwickelt werden und nach erfolgreichem Absolvieren auf eine folgende duale Ausbildung anrechenbar sein sollen. Die Ausbildungsbausteine sollen die reguläre Ausbildung im dualen System nicht ersetzen, sondern Übergangs- und Wiedereinstiegsstrukturen für besondere Personengruppen wie Altbewerber, Ausbildungsabbrecher und Quereinsteiger in die duale Ausbildung schaffen. Wo dies nicht gelinge, solle über Ausbildungsbausteine zumindest eine strukturierte, sukzessive Zuführung junger Menschen zur Externenprüfung erfolgen können. Schavan: "Ich erwarte mir von diesem neuen Modell bundesweit standardisierter Bausteine bessere Übergangsstrukturen für junge Menschen in Ausbildung und Beschäftigung, eine effizientere und klarere Ausrichtung der vielfältigen um das duale System herum angebotenen Fördermaßnahmen und auch einen breiteren Einstieg von bislang nicht ausbildenden Betrieben in die Ausbildung. Ziel ist es, das Modell von Ausbildungsbausteinen bereits 2007 in ausgewählten Branchen umzusetzen und bei Erfolg stetig zu erweitern. Darüber hinaus werden wir im Sommer 2007 einen übergreifenden Handlungskatalog zur Reform der beruflichen Bildung vorlegen, der einen Kernbeitrag zum "Jahr der Ausbildung" 2007 des BMBF leisten wird". 

Nach einer weiteren Sitzung des Innovationskreises Berufliche Bildung wurde bekannt, dass nunmehr ein eindeutiger Schwerpunkt der weiteren Arbeiten auf Förderung von Ausbildugsabbrechern unter den Altbewerbern und auf den Aspekt Nachqualifizierung gelegt werden soll. Es geht wohl auch um Erleichterungen für den Zugang zur sog. Externenprüfung, was sicher zu begrüßen ist, da im Zusammenhang mit der letzten BBiG-Novelle nur marginale Verbesserungen erfolgten. Und zum Themenkreis und notwendigen Handlungsfeld „Nachqualifizierung“, „2. Chance“ gibt es aufgrund der arbeitsmaktpolitischen Aktivitäten der letzten zwei Jahrzehnte beinahe zahllose und hilfreiche Beispiele, die weiterentwickelt werden können. Wo das Innovative liegt, wird sich zeigen.

d) Der Pakt wirkt positiv

Die Partner des Ausbildungspaktes erklären:

Der zwischen Bundesregierung und Wirtschaft geschlossene Ausbildungspakt wirkt: Auch für das dritte Paktjahr 2006 kann eine positive Bilanz gezogen werden. Die gegebenen Zusagen wurden erfüllt und in vielen Bereichen übertroffen:
· 67.900 neue Ausbildungsplätze wurden von Kammern und Verbänden eingeworben. 40.500 Betriebe konnten erstmalig für Ausbildung gewonnen werden.
· 42.000 Plätze für die Einstiegsqualifizierung (EQJ) wurden von Betrieben bereitgestellt. Bis Mitte Januar begannen 24.600 Jugendliche - gefördert durch das EQJ-Programm des Bundes - eine Einstiegsqualifizierung, das sind 25 Prozent mehr als im Vorjahr. Der Übergang von EQJ in Ausbildung ist gestiegen und liegt bei knapp 70 Prozent.
· Bund und neue Länder haben das Bund-Länder-Ausbildungsprogramm Ost im Jahr 2006 mit 13.000 betriebsnahen Plätzen fortgeführt.
· Die Bundesagentur für Arbeit hat im Herbst 2006 zusätzlich 4.100 außerbetriebliche Ausbildungsplätze vorrangig für Jugendliche mit Migrationshintergrund bereitgestellt. Weitere 2.500 stehen ab Mitte Februar zur Verfügung.
· Die Ausbildungsleistung der Bundesverwaltung wurde 2006 auf insgesamt über 19.000 Ausbildungsverhältnisse erhöht. Die Ausbildungsquote in der unmittelbaren Bundesverwaltung ist damit auf 7,7 % angestiegen.

Durch die intensiven Anstrengungen aller Beteiligten wurde 2006 eine positive Entwicklung auf dem Ausbildungsmarkt erreicht:

· Die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge stieg um 4,7 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Es handelt sich hierbei um den größten Zuwachs seit der Wiedervereinigung. Gegenüber 2003 - dem Jahr vor dem Ausbildungspakt - ist ein Anstieg um 3,3 Prozent zu verzeichnen.
· Im Rahmen der Nachvermittlungsaktionen konnte der überwiegenden Mehrzahl der dazu erschienenen Jugendlichen ein Angebot für eine Ausbildung oder eine andere Qualifizierung unterbreitet werden.
· Die Zahl der am 30.9. noch unvermittelten Bewerber (49.500) wurde bis Januar um 65 Prozent und damit stärker als in den Vorjahren gesenkt (2005: 61 Prozent). Aktuell sind damit noch 17.400 Bewerber unvermittelt gemeldet. Dies sind zwar 1.800 mehr als im Vorjahr - das deutlich höhere Ausgangsniveau (+22.000) konnte damit aber fast vollständig aufgefangen werden. Den unvermittelten Bewerbern stehen jetzt noch 1.700 unbesetzte Ausbildungsplätze gut 15.000 EQJ-Praktikumsplätze sowie 2.500 außerbetriebliche Ausbildungsplätze der BA zur Verfügung.

Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt: Die Herausforderungen auf dem Ausbildungsmarkt können nur gemeinsam gelöst werden. Die Paktpartner bekräftigen daher ihre Absicht, den Nationalen Pakt für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs in Deutschland für weitere drei Jahre zu verlängern.

Der DGB hält wieder einmal eine Ausbildungsabgabe für besser als den Ausbildungspakt – inzwischen wohl eher eine rhetorische Pflichtübung.
Und Priska Hinz, bildungspolitische Sprecherin der Bündnis-Grünen ist „die wiederkehrenden Zahlenschlachten leid“. Das System kranke; eine tiefgreifende Strukturreform sei nötig; Ziel müsse es sein, ds System durchlässiger zu machen; Geringsqualifizierte bräuchten bessere Einstiegschancen in eine Ausbildung; Leistungsstarken müsse der Anschluss an eine akadmische Bildung erleichtert werden. Ausbildungen sollten deshalb nach einer breiten Grundqualifikation in Modulen aufgebaut werden. So könnten einzelne Abschnitte einer Ausbildung besser zertifiziert und anerkannt werden. Die Bundesregierung üsse endlich auch die Ergebnisse des Innovationskreises Berufliche Bildung vorstellen und eine Reform der Ausbildung in Gang setzen. Freiwillige Vereinbarungen, wie von Schavan angekündigt, reichten dabei nicht aus. Vielmehr müsse die Bundesregierung die rechtlichen Voraussetzungen für eine Strukturreform der Ausbildug schaffen. Ein abgeschottetes duales System, da snicht auf die wirtschaftlichen und demographischen Herausforderungen reagieren könne, bringe weder den Unternehmen noch den Jugendlichen etwas.
Ob das duale System tatsächlich so träge ist, wird leider nicht hinterfragt; aber dies ist ja ein beliebtes Spiel in der Auseinandersetzung über Reformen.

2.
Ausbildung: Noch mehr gute Beiträge aus dem Handel 

a) REWE Südwest

Mehr als 200.000 Euro will die REWE Süd/Südwest eG in 2007 in die Ausbildung von jungen Menschen zum Kaufmann im Einzelhandel investieren. Mit dem Förderprogramm will die Genossenschaft für die Händler einen Anreiz schaffen, Ausbildungsplätze bereit zu stellen. „Wir erwarten 100 neue Ausbildungsplätze“, so der Vorstandsvorsitzende Wolfgang Traut. Je Markt wird ein neuer Auszubildender für das erste Ausbildungsjahr mit 2.000 Euro gefördert. Voraussetzungen sind, dass der oder die Auszubildende bei der IHK angemeldet ist und das erste Jahr erfolgreich abschließt. Darüber hinaus übernimmt die Genossenschaft für einen Auszubildenden über die gesamte Ausbildungszeit von drei Jahren die Kosten der REWE-internen Seminare. Diese werden von der Personalentwicklung der jeweiligen Region – im Falle der REWE Süd/Südwest eG die Regionen Eching und Wiesloch – angeboten. Ziel ist es, mehr qualifizierten Nachwuchs auszubilden. „Wir denken da auch langfristig an die geburtenschwachen Jahrgänge, die noch kommen werden“, so Fritz Aupperle, Aufsichtsratsvorsitzender der Genossenschaft. Die REWE Süd/Südwest eG investiert jährlich die Hälfte ihres Überschusses in die Förderung der Mitglieder und stellt sich mit dem Förderprogramm zur Ausbildung in besonderer Weise ihrer gesellschaftlichen Verantwortung. Dazu gehört auch die Unterstützung der Nahkauf-Märkte, bei denen die Ausbildung mit 100 Prozent und die Weiterbildung mit 50 Prozent unterstützt werden. 

b) Edeka Minden: „Wir brauchen die besten Azubis“

Die Edeka Minden hat ihren Azubi-Wettbewerb 2006 unter das Motto „Gesünder leben“ gestellt. 65 Teams aus E-Centern  haben sich beteiligt. Gewonnen hat letztlich das 16-köpfige Team vom E-Center Weißenfelder Strasse in Halle; der Preis: Ein Besuch im Snow Dome Bispingen in der Lüneburger Heide. Eine Woche lang konnten sich die Auszubildenden mit dem Thema auseinanderstezen und es im Markt umsetzen. Einige Beispiele: Kunden konnten in einer Black Box Früchte ertasten, sich einem Gesundheitscheck unterziehen, bei einem Fussballturnier mitwirken, von den Azubi gemixte Fruchtcocktails probieren, Kindergartengruppen wurde ein gesundes Frühstück kredenzt usw.

c) Modehandel

Die Textilwirtschaft berichtet in ihrem Report über Erwartungen des Modehandels für 2007 (TW Nr. 1 vom 4.1.07, S. 32) über Personal- und Qualifizierungsplanungen:

„Investitionen in das Personal in Form von Schulungen. ‚Begeisterte Mitarbeiter sind unser größtes Kapital’, heißt es bei einem Modehaus in Hessen. Ein Kollege in Baden-Württemberg ist ähnlicher Meinung: ‚Gute Mitarbeiter haben für uns den höchsten Stellenwert.“ Dennoch wollen die wenigsten mehr Personal einstellen. Etwa drei Viertel (73%) wollen die Zahl ihrer Mitarbeiter konstant halten, 15% wollen sie senken. Nur etwa jeder Zehnte plant, mehr Personal zu beschäftigen. Den Unternehmen geht es im Jahr 2007 in erster Linie um die bessere Qualifizierung des bestehenden Personalstamms. 91% halten die Investitionen in Mitarbeiter in Form von Schulungen für wichtigg. Konkret will etwa jeder Fünfte (22%) mehr Geld für Aus- und Weiterbildung seines Personals ausgeben.“

3. Mehr Mobilität für Auszubildende in Europa

Die europäische Bildungsministerkonferenz hat eine Erklärung zur beruflichen Bildung verabschiedet. Die berufliche Bildung in Europa steht vor grundlegenden Veränderungen: In den nächsten Jahren wird sich die Arbeit der europäischen Bildungsminister darauf konzentrieren, einen Europäischen Qualifikationsrahmen und ein Kreditpunktesystem in der beruflichen Bildung einzuführen. Das geht aus einer Erklärung hervor, auf die sich die europäischen Bildungsminister, die europäischen Sozialpartner und die Europäische Kommission auf einer Konferenz in Helsinki verständigt haben. Die Erklärung soll die Leitlinien für die zukünftige europäische Kooperation bei der beruflichen Bildung und für die Fortentwicklung der nationalen Berufsbildungssysteme vorgeben.

"Die Menschen in Europa, die für eine Ausbildung oder aus anderen beruflichen Gründen das Land wechseln, treffen noch zu oft auf Hindernisse", sagte Bundesbildungsministerin Annette Schavan in Helsinki. "Der Europäische Qualifikationsrahmen und das Kreditpunktesystem in der beruflichen Bildung tragen dazu bei, dieses Problem zu lösen." Beide Instrumente würden dazu dienen, die in Bildung und Beschäftigung erworbenen Kompetenzen und Qualifikationen in Europa über ein gemeinsames Einstufungssystem leichter vergleichbar und verwertbar zu machen. "Damit schaffen wir die Grundlage für mehr Transparenz und Vergleichbarkeit und letztlich für mehr Mobilität der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, der Auszubildenden und der Studierenden in Europa", sagte Schavan.

Die europäischen Bildungsminister rufen in ihrer Erklärung ferner dazu auf, die Erhebungen von Daten und die Qualität von gemeinsamen Statistiken weiter zu verbessern, um eine faktengestützte Politik in der beruflichen Bildung zu unterstützen. Darüber hinaus sollen die Sichtbarkeit des europäischen Bildungsraums auf dem weltweiten Bildungsmarkt erhöht und der Austausch von Erfahrungen in den europäischen Ländern gestärkt werden. Auch wird die berufliche Ausbildung in Betrieben, wie etwa in der dualen Ausbildung in Deutschland, als eine wichtige Grundlage für den Übergang ins Berufsleben und für eine dauerhafte Beschäftigungsperspektiven gesehen. Die "Helsinki-Erklärung" setzt einen im Jahr 2002 in Kopenhagen gestarteten Prozess der europäischen Bildungsminister zur Zusammenarbeit in der beruflichen Bildung in Europa fort. Auf einer Folgekonferenz der europäischen Minister soll in zwei Jahren über die Umsetzung der Ziele beraten werden.

Nähere Informationen unter:

http://www.minedu.fi/vet2006
http://ec.europa.eu/education/news/what/index_en.html
4. Perspektiven für kaufmännische Berufsbildung?!
Ja wirklich, eine solche Überschrift muss überraschen, beschreibt sie doch eine Selbstverständlichkeit: Kaufmännische Berufsbildung hat nicht nur eine große Vergangenheit und eine prächtige Gegenwart: Sie hat auch in der Zukunft beste Perspektiven. So grundsätzlich besteht auch bei Berücksichtigung einiger Probleme sicher Einigkeit unter allen beteiligten. Wenn aber die Frage erörtert wird, wie kaufmännische Berufsbildung in der Zukunft aussehen nd gestaltet sein soll, damit sie wirklich betse Perspketiven hat, öffnet sich wohl ein breiteres Diskussionsfenster: Die Vorstellungen darüber werden wohl eher auseinandergehen.

Vor diesem Hintergrund werden auch die Ergebnisse einer Tagung zu bewerten sein, die BIBB und VLW durchgeführt haben. Das BIBB berichtet: Wer heute Kaufmann oder Kauffrau werden will, hat mehrere Möglichkeiten zur Auswahl: Er oder sie kann den Weg über die duale Ausbildung und berufliche Weiterbildung wählen, eine berufliche Vollzeitschule besuchen oder zur (Fach-)Hochschule gehen. Die Bildungsgänge lassen sich auch kombinieren, nur - und hier liegt das Problem - die aufnehmenden Bildungseinrichtungen interessieren sich häufig nicht für die bereits erworbenen Kompetenzen der Bewerber und Bewerberinnen. Angehende Kaufleute stehen somit vor der wenig ermutigenden Tatsache, dass sie grundlegende gleiche Inhalte immer wieder neu lernen müssen. „Dieser teilweise doppelte Erwerb von Wissen und die damit verbundene Vergeudung von Lernzeiten und -kapazitäten ist bildungspolitisch und wirtschaftlich nicht mehr tragbar“, so Prof. Dr. Reinhold Weiß, Forschungsdirektor des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB), auf einer Fachtagung in Bonn, die sich mit der aktuellen Situation und den Perspektiven der kaufmännisch-betriebswirtschaftlichen Berufsbildung beschäftigte. In Deutschland, so Prof. Dr. Weiß weiter, müsse weit mehr für die Durchlässigkeit zwischen schulischer, beruflicher und hochschulischer Bildung getan werden. In allen Bildungsbereichen mangele es an transparenten Zulassungsbedingungen und Anrechnungs verfahren für anderweitig erworbene Kompetenzen. „Deutschland braucht ein Bildungssystem, das offen ist für ein Weiterlernen, für Umstiege und Neuorientierungen.“ 

Dr. Wolfgang Kehl, Vorsitzender des VLW, mahnte durchdachte Konzepte an, die zur zukunftsgerechten Gestaltung der kaufmännischen Bildung beitragen. „Ziel einer Modernisierung der dualen Ausbildung muss es sein, eine Konkurrenz zu den Bachelor-Abschlüssen herzustellen sowie Karrieren in Unternehmen und den Weg in die Selbstständigkeit zu eröffnen.“ Im härter werdenden Wettbewerb um Bildungsteilnehmer und -teilnehmerinnen müssten, so Weiß und Kehl übereinstimmend, alle Bildungsanbieter die gleichen Chancen haben, aber auch einheitlichen Qualitätsansprüchen genügen. 

BIBB und VLW sprachen sich gegen eine weitere Zersplitterung von kaufmännischen Branchenberufen - mit zum Teil sehr niedrigen Auszubildendenzahlen - aus. Vorgeschlagen wurde stattdessen ein „Leitbild für die kaufmännisch-betriebswirtschaftliche Berufsbildung“, das die Rolle der Kaufleute in einem prozessorientierten Arbeitsumfeld beschreibt und gemeinsame Kernkompetenzen benennt. Es gebe bereits heute innovative Ansätze und Beispiele für eine gemeinsame Basis der kaufmännisch-betriebswirtschaftlichen Berufe, die zugleich Spielräume für branchen- und betriebsspezifische Anforderungen ermöglichen. Gestützt auf wissenschaftliche Erkenntnisse sollen nun Wege und Möglichkeiten für neue Strukturkonzepte entwickelt, ausprobiert und begleitet werden. 

Ob und inwieweit in solch wissenschaftlich gestützten Wegen und Möglichkeiten die Vorzüge des Berufsprinzips, die Akzeptanz und Umsetzbarkeit in der betrieblichen Praxis und in den Branchen und die Unterschiede zwischen oft nur ähnlich klingenden Ausbildungsinhalten berücksichtigen können, wird sich zeigen.
Eine Online-Dokumentation der Fachtagung gibt es im Internet-Angebot des BIBB unter www.bibb.de/de/28496.htm 

5.
Kaufmann/Kauffrau für Marketingkommunikation 
Der Beruf Werbekaufmann/kauffrau wurde angesichts veränderter Anforderungen reformiert und auch begrifflich an die aktuelle Situation angepasst. Jetzt gibt es im Nürnberger BW Verlag Erläuterungen und Praxishilfen, die im wesentlichen von am Neuordungsverfahren im BIBB Beteiligten erstellt wurden.

Kaufmann/Kauffrau für Marketingkommunikation, Erläuterungen und Praxishilfen zur Ausbildungsordnung, ISBN 3-8214-7191-3, 142 Seiten, 18,50 Euro, www.bwverlag.de, Fax: 0911/9676189.

6.
Hochschulpakt von Bund und Ländern beschlossen 

Bundesministerin Dr. Annette Schavan begrüßt den Beschluss der Regierungschefs von Bund und Ländern zum Hochschulpakt. "Die Einigung ist ein positives Signal für die Hochschulen und die künftigen Studierenden. Sie zeigt, dass Bund und Länder durch gemeinsame Maßnahmen ihre gesamtstaatliche Verantwortung wahrnehmen", sagte die Ministerin. Damit habe auch die Neureglung der Kompetenzen zwischen Bund und Ländern durch die Föderalismusreform eine erste Probe bestanden.

Die Einigung berücksichtigt die unterschiedlichen Ausgangssituationen in den einzelnen Ländern und stellt zugleich auf gesamtstaatlicher Ebene sicher, dass der steigenden Zahl von Studienberechtigten ein qualitativ hochwertiges Hochschulstudium ermöglicht wird. Auf der Basis der vereinbarten Eckpunkte und der bis März 2007 abgestimmten Ausbauplanungen der Länder werden Bund und Länder nun die Details in entsprechenden Fördervereinbarung ausarbeiten und den Regierungschefs von Bund und Ländern im Juni 2007 zur Unterzeichnung vorlegen. Damit ist sichergestellt, dass die Maßnahmen wie geplant zum Wintersemester 2007/2008 greifen können.

7.
Schwerpunkte der deutschen EU-Ratspräsidentschaft in Bildung und Forschung 
Mit Forschung gewinnen

Mit dem Start des Siebten Forschungsrahmenprogramms (7. FRP) im Januar und mit dem Beginn der Arbeit des Europäischen Forschungsrates (ERC) wird nach den Worten der Ministerin ein neues Kapitel in der europäischen Forschungsförderung aufgeschlagen. Das 7. FRP reicht bis ins Jahr 2013 und umfasst ein Fördervolumen von 54 Milliarden Euro. Mit einer Fördersumme von mehr als 1 Milliarde Euro pro Jahr wird die Europäische Union mit dem ERC erstmals in die direkte Förderung der Grundlagenforschung einsteigen. "Das ist ein wichtiger Schritt, um den Forschungsraum Europa zu stärken", sagte Schavan. "Denn ohne exzellente Grundlagenforschung sind echte Innovationen kaum möglich."

Den Schwerpunkt der Förderung im 7. FRP bildet das Programm "Zusammenarbeit" mit seinen zehn thematischen Prioritäten - darunter ist erstmalig auch der Bereich der Sicherheitsforschung zu finden. Allein für das Programm "Zusammenarbeit" sind rund 32 Milliarden Euro vorgesehen. "Wir wollen nicht nur verwalten, sondern wir werden vor allem gestalten", sagte Ministerin Schavan. Innerhalb des bereits beschlossenen Rahmens für die europäische Forschungsförderung sind zahlreiche Entscheidungen zu treffen, so zum Beispiel über die europäische Förderung von gemeinsamen Programmen von einzelnen Mitgliedstaaten (Artikel-169er-Maßnahmen) und die dauerhafte Zusammenarbeit von Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft mittels gemeinsamer Technologieinitiativen (JTI = Joint Technology Initiatives).

Der Einsatz von EU-Strukturfonds- und Forschungsfördermitteln kann zudem einen wesentlichen Beitrag zur besseren Einbindung der neuen Mitgliedsstaaten in den Europäischen Forschungsraum leisten. Eine deutsche Initiative soll deshalb erreichen, dass die EU-Kommission einen konkreten Leitfaden hierzu erstellt. Dabei soll die EU-Kommission anhand von Szenarien verdeutlichen, wie Strukturfondsmittel sinnvoll im Zusammenwirken mit Mitteln aus dem Forschungsrahmenprogramm eingesetzt werden können. Während der Ratspräsidentschaft werden wir zudem eine Initiative für eine Charta zum Umgang mit geistigem Eigentum an öffentlichen Forschungsinstituten und Hochschulen starten.

Bildung verbindet

Im Bereich der Bildungspolitik setzt die Bundesregierung gemeinsam mit der EU-Kommission darauf, die Mobilität von jungen Leuten weiter zu erhöhen. "Bildung ist der Schlüssel für individuelle Lebenschancen -Chancen auf wirtschaftliche, soziale und kulturelle Teilhabe des einzelnen", betonte Schavan. "Die Summe der individuellen Lebenschancen der Bürgerinnen und Bürger in Europa entscheidet über die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft, den sozialen Zusammenhalt in der Gesellschaft und nicht zuletzt über das Zusammenwachsen der Mitgliedsstaaten auf Basis eines gemeinsamen Verständnisses von Demokratie, Rechtstaatlichkeit und Werten."

Die EU-Bildungsprogramme Sokrates und Leonardo sind nach den Worten der Ministerin sichtbare Markenzeichen erfolgreicher EU-Politik. Jedes Jahr nehmen 22.000 Studierende und 10.000 Auszubildende aus Deutschland die Möglichkeit wahr, Studien- bzw. Ausbildungsabschnitte im Ausland zu absolvieren. Mit dem Programm für Lebenslanges Lernen werden diese erfolgreichen Vorgängerprogramme nun zusammengeführt und weiterentwickelt. Im Jahr 2007 stehen allein in Deutschland rund 87 Millionen Euro für Mobilitätsmaßnahmen und für die Zusammenarbeit von Bildungseinrichtungen zur Verfügung. Insgesamt ist das Programm im Zeitraum von 2007 bis 2013 mit rund 7 Milliarden Euro ausgestattet.

"Die europäische Bildungszusammenarbeit ist mit dem Bologna-Prozess für die Hochschulbildung und dem Kopenhagen-Prozess für die berufliche Bildung auf einem guten Weg", sagte Schavan. "Um die nationalen Bildungssysteme miteinander zu verknüpfen, müssen nun bestehende Hindernisse weiter abgebaut werden, ohne die Stärken der jeweiligen Systeme zu beeinträchtigen." Eine besondere Priorität wird dabei den Arbeiten an einem Europäischen Qualifikationsrahmen (EQF) sowie der Entwicklung eines Kreditpunktesystems in der beruflichen Bildung (ECVET) beigemessen. Diese Instrumente schaffen die Grundlage für mehr Transparenz und Vergleichbarkeit und letztlich für mehr Mobilität der Arbeitnehmer, der Auszubildenden und der Studierenden in Europa.

8. Bildungssparen zur Förderung von Weiterbildung: „Weiterbildung muss sexy sein“ (Schavan)

Der BMBF will das neue Instrument Bildungssparen schaffen.Lebenslanges Lernen wird für ein erfolgreiches Berufsleben immer wichtiger. Daher wird die Bundesministerin für Bildung und Forschung, Dr. Annette Schavan, eine Initiative zur Mobilisierung und Finanzierung von Weiterbildung starten. Anlässlich der Vorstellung von zwei Expertengutachten für ein Modell zum Weiterbildungssparen erklärte sie: "Wir wollen einen Mentalitätswechsel und werden mit unserer Initiative den nötigen Anreiz zur Mobilisierung der Bürgerinnen und Bürger schaffen. Mit dem Bildungssparen wollen wir die Beschäftigungsfähigkeit für ein ganzes Erwerbsleben erhalten und ausbauen. Ziel ist es, die Beteiligung an beruflicher Weiterbildung deutlich zu erhöhen."

Die Experten Rürup und Dohmen haben auf Basis ihrer Studien ein Modell entwickelt, das drei neue Unterstützungsangebote vorsieht. Zum einen eine Weiterbildungsprämie in vorgeschlagener Höhe von 154 Euro. "Sie ist von zentraler Bedeutung, um möglichst viele Menschen für die Weiterbildung zu gewinnen. Damit ließe sich bereits die Hälfte aller derzeit getätigten beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen finanzieren", sagte Dohmen. Daneben sieht der Expertenvorschlag eine Erweiterung des Vermögensbildungsgesetzes vor. Anders als bisher soll es zukünftig vor Ablauf der siebenjährigen Ansparfrist möglich sein, Geld für Weiterbildungszwecke zu entnehmen. Drittes Finanzierungsinstrument zur Weiterbildung soll ein Darlehen sein, mit dem zeitnah auch Mittel für kostenintensivere Maßnahmen zur Verfügung stehen. Im Gutachten wird empfohlen, die drei Instrumente kombinierbar zu machen, um eine möglichst einfache und flexible Weiterbildungsfinanzierung anzubieten.

Bundesministerin Schavan begrüßte die Vorschläge als fundierten und umsetzungsorientierten Ansatz, der eine sehr geeignete Grundlage biete, um ab sofort mit allen Beteiligten über eine zügige Einführung zu beraten. Ziel sei es, die niedrige deutsche Weiterbildugsquote von angeblich nur 14% auf das europäische Mittelmaß von 25% zu heben (Großbritannien: 33%, Dänemark und USA 45%).

9.
Tarifliche Ausbildungsvergütungen 2006: Anstieg bei schwieriger Marktlage
629 € verdienten die Auszubildenden 2006 je Monat (brtto) durchschnittlich in Westdeutschland. Die tariflichen Ausbildungsvergütungen erhöhten sich im Durchschnitt um 1,0 % und damit ebenso viel wie im Vorjahr. In Ostdeutschland stiegen die Ausbildungsvergütungen 2006 um 1,3 % auf durchschnittlich 536 € im Monat und damit stärker als im Jahr zuvor (0,6 %). Der Abstand zum westlichen Tarifniveau blieb unverändert: Seit 2001 erreichen die Vergütungen im Osten durchschnittlich 85 % der westlichen Höhe. Für das gesamte Bundesgebiet lag der tarifliche Vergütungsdurchschnitt 2006 bei 613 € pro Monat und damit um 1,1 % über dem Vorjahreswert (607 €).

Die Entwicklung zeigt eine nur begrenzte Reaktion auf die knappen Marktverhältnisse: Wenn es mehr Ausbildungsbewerber als Ausbildungsangebote gibt, sind steigende Ausbildungskosten sicher nicht das richtige Signal für mehr Ausbildungsplätze.

Weitere Auswertungen gibt es unter www.bibb.de.
10. Dual mit Wahl: DIHK-Vorschlag für Ausbildungsberufe
Die duale Ausbildung habe sich bewährt, sie müsse jedoch an aktuelle Entwicklungen angepasst werden, sagte Ludwig Georg Braun, Präsident des Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHK).  Veränderungsbedarf bergen nach Einschätzung des DIHK insbesondere der wachsende Wettbewerb von Betrieben und Hochschulen um leistungsstarke Jugendliche, das Erfordernis, den Grundstein für die berufliche Weiterbildung bereits in der Ausbildung zu legen, die starke Überfrachtung der Ausbildungsordnungen sowie berfusschulische Aspekte. 

Das Modell "Dual mit Wahl" verbinde die Vorzüge der dualen Ausbildung mit flexiblen Wahlmöglichkeiten. Es sehe vor, dass sich die Ausbildungszeit in zwei Abschnitte unterteile. In der ersten Phase, die je nach Beruf ein bis zwei Jahre dauern könne, würden die wichtigsten Kernkompetenzen einer Berufsgruppe vermittelt. Der zweiten Abschnitt diene dann der Spezialisierung. Die Jugendlichen sollen genau das erlernen, was den einzelnen Beruf ausmache. Die Ausbildung schließe mit der bundesweit anerkannten öffentlich-rechtlichen Prüfung ab. Transparenz und Mobilität seien wichtige Vorzüge des Modells, so Braun. Weitere Vorteile seien:
· Die Betriebe erhalten eine flexiblere Ausbildung.
· Die jungen Menschen sind bundesweit anerkannt qualifiziert.
· Jugendliche werden in ihrer beruflichen Orientierung flexibler.
· Das Reformmodell macht das duale System auch für leistungsstärkere Jugendliche attraktiver.

· Das Modell kann sofort umgesetzt werden.
· Die Umsetzung bietet die Chance zu einer sinnvollen Entschlackung der Ausbildungsinhalte. 

Gegen eine Einheitslösung bei der strukturellen Gestaltung der Ausbildungsberufe sprach sich der HDE aus: "Es wird auch in Zukunft kein Einheitsmuster für die Strukturierung von Ausbildungsberufen geben." Hiervon zeigte sich heute in Berlin Wilfried Malcher, bildungspolitischer Experte des Hauptverbands des Deutschen Einzelhandels (HDE), überzeugt. „Die deutsche Ausbildungslandschaft ist durch unterschiedliche und laufend auch neue Differenzierungs- und Flexibilisierungsmodelle gekennzeichnet. Diese haben sich gerade im Handel bewährt“, erläuterte der Experte. So laufe im Einzelhandel die Variante ‚ zwei- und – bei inhaltlicher Identität in den ersten beiden Jahren - dreijähriger Beruf, jeweils mit einem gewissen Anteil von Wahlbausteinen versehen’ erfolgreich; in der Lagerwirtschaft werde bei gleichem Strukturmodell auf die Wahlbausteine verzichtet; im Groß- und Außenhandel bewähre sich der dreijährige Beruf Kaufmann, der die Differenzierung in die zwei Fachrichtungen Großhandel sowie Außenhandel beinhaltet; im industriellen Bereich gelte dies für Ausbildungsberufe, die entlang von Geschäftsprozessen ausbilden und das Flexibilisierungsinstrument ‚Einsatzfelder’ gewählt haben. Malcher: „Es gibt keinen Grund, diese bewährten Modelle zugunsten einer ‚Einheitslösung’ aufzugeben.“ Kaum überwindbare praktische Schwierigkeiten gebe es darüber hinaus bei dem Versuch, scheinbar gleiche kaufmännische Qualifikationen im Rahmen so genannter Berufsfamilien zusammenzufassen und zugleich die unbestreitbaren Vorzüge des Berufsprinzips zur Geltung kommen zu lassen. Dies würden die Erfahrungen mit bisherigen ‚Berufsfamilien’ belegen. „Handlungsbedarf gibt es hingegen bei der Gestaltung der Übergänge von der Berufsvorbereitung in die Ausbildung und bei Anerkennung und Anrechnung von Ausbildung auf Fortbildung sowie Studium. Ebenso muss die Berufsschule reformiert werden“, sagte Malcher. Er forderte, den Berufsschulunterricht nicht nur in staatlichen Berufsschulen abzuhalten, sondern häufiger private Bildungseinrichtungen zu nutzen. (PDH)
11. Ausweitung des Prüfungsaufwands zurücknehmen

Bei der Neuordnung der Einzelhandelsberufe 2004 wurden die Zeiten für die Prüfungsbereiche der Abschlussprüfungen so festgelegt, dass die schriftliche Prüfung an einem Tag durchgeführt werden kann. 300 Minuten beim Kaufmann im Einzelhandel und 270 Minuten beim Verkäufer dauert die Prüfung in den jeweils drei schriftlichen Prüfungsbereichen. Darüber waren sich alle am Verfahren Beteiligten einig. Und dachten dabei an die Prüflinge, die Betriebe und den Prüfungsaufwand. Diese Betrachtungsweise führte den BIBB-Hauptausschuß Ende 2006 auch dazu, in seiner Empfehlung zur Vereinheitlichung von Prüfungsanforderungen folgendes festzulegen: „Die Gesamtzeit aller Prüfungsbereiche, in denen ausschließlich schriftliche Prüfungsleistungen zu erbringen sind, darf insgesamt und pro Tag 300 Minuten nicht überschreiten.“

Mit großer Überraschung mussten nun Einzelhandelsunternehmen – und auch Verbände und am Neuordnungsverfahren Beteiligte – zur Kenntnis nehmen, dass bereits im Jahre 2005 das für die Festlegung der Prüfungstermine eingesetzte Gremium der Kammerorganisation beschlossen hat, die bundeseinheitlichen schriftlichen Prüfungen dann an zwei Kalendertagen durchzuführen, wenn vier Zeitstunden überschritten werden; betroffen ist von dieser Ausweitung des Prüfungsaufwandes insbesondere der Teil, der bislang AKA-Prüfungsaufgaben eingesetzt hat. Und so kam es jetzt zu der unerfreulichen Situation, die Betriebe und Auszubildende völlig unnötig belastet, dass ein Teil der schriftlichen Prüfung an einem Donnerstag Vormittag und der andere Teil am folgenden Freitag Nachmittag durchgeführt werden.
HDE, Einzelhandelsverbände, Handelsunternehmen fordern: Das muss zurückgenommen werden; Zusätzliche Belastungen sind nicht hinnehmebar, schon gar nicht, wenn man mehr Ausbildungsplätze akquirieren muss!
12. Termine


30. bis 31. Januar 2007

Personal im 21. Jahrhundert : Wirtschaftswachstum und Beschäftigung - Herausforderung in turbulenten Märkten, 13. Handelsblatt-Tagung, Ort: München, www.handelsblatt-personal.de
13. Februar 2007 bis 15. Februar 2007 

 LEARNTEC 2007: "Wissen, was kommt.", Ort: Karlsruhe, Infos unter www.learntec.de
27. Februar 2007 bis 03. März 2007 

didacta 2007: Europas größte Bildungsmesse zu Gast in Köln, Informationen unter www.didacta-koeln.de
29. bis 30.03.2007

BMBF-Tagung "Innovationsfähigkeit in einer modernen Arbeitswelt. Personalentwicklung - Organisationsentwicklung - Kompetenzentwicklung", Ort: Berlin, Infos unter www.arbeiten-lernen-kompetenzen-entwickeln.de
16. bis 18. April 2007

Sprachen&Beruf – Konferenz für Fremdsprachen und Business Kommunikation in der internationalen Wirtschaft, Ort: Düsseldorf, Information und Anmeldung: www.sprachen-beruf.com
12. September bis 14. September 2007

Zukunft Berufliche Bildung – Potentiale mobilisieren, Veränderungen gestalten, BIBB-Fachkongress, Ort: Düsseldorf, Infos unter www.bibb.de
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Tabelle1

		Neu abgeschlossene Verträge im Einzelhandel (zum 30.09.)

				Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel		Verkäufer/in		Veränderung zum Vorjahr				nur West				Veränderung zum Vorjahr				nur Ost				Veränderung zum Vorjahr

		Jahr		absolut		absolut						KiE		Verkäufer		KiE		Verkäufer		KiE		Verkäufer

		1981		9449		41044						9449		41044

		1982		9721		40942		2.88%		-0.25%		9721		40942		2.88%		-0.25%

		1983		10423		42969		7.22%		4.95%		10423		42969		7.22%		4.95%

		1984		11022		46106		5.75%		7.30%		11022		46106		5.75%		7.30%

		1985		10348		44676		-6.12%		-3.10%		10348		44676		-6.12%		-3.10%

		1986		10808		42368		4.45%		-5.17%		10808		42368		4.45%		-5.17%

		1987		19951		31935		84.59%		-24.62%		19951		31935		84.59%		-24.62%

		1988		28119		19884		40.94%		-37.74%		28119		19884		40.94%		-37.74%

		1989		34738		15019		23.54%		-24.47%		34738		15019		23.54%		-24.47%

		1990		27855		12499		-19.81%		-16.78%		27855		12499		-19.81%		-16.78%

		1991		32566		12054		16.91%		-3.56%		29097		11101		4.46%		-11.18%		3469		953

		1992		31337		10995		-3.77%		-8.79%		25460		8902		-12.50%		-19.81%		5877		2093		69.41%		119.62%

		1993		29532		10523		-5.76%		-4.29%		23513		8428		-7.65%		-5.32%		6019		2095		2.42%		0.10%

		1994		29387		10247		-0.49%		-2.62%		21765		7250		-7.43%		-13.98%		7622		2997		26.63%		43.05%

		1995		26823		9453		-8.72%		-7.75%		20828		6560		-4.31%		-9.52%		5995		2893		-21.35%		-3.47%

		1996		27669		9747		3.15%		3.11%		20730		6679		-0.47%		1.81%		6939		3068		15.75%		6.05%

		1997		29863		10966		7.93%		12.51%		22538		7388		8.72%		10.62%		7325		3578		5.56%		16.62%

		1998		30831		12027		3.24%		9.68%		23716		7644		5.23%		3.47%		7115		4383		-2.87%		22.50%

		1999		33946		15171		10.10%		26.14%		26623		9729		12.26%		27.28%		7323		5442		2.92%		24.16%

		2000		33925		13876		-0.06%		-8.54%		25588		9331		-3.89%		-4.09%		8337		4545		13.85%		-16.48%

		2001		32991		14630		-2.75%		5.43%		24873		9679		-2.79%		3.73%		8118		4951		-2.63%		8.93%

		2002		29203		14743		-11.48%		0.77%		22137		9835		-11.00%		1.61%		7056		4914		-13.08%		-0.75%

		2003		29067		15113		-0.47%		2.51%		21564		10464		-2.59%		6.40%		7503		4649		6.34%		-5.39%

		2004		29986		17159		3.16%		13.54%		22493		12327		4.31%		17.80%		7493		4832		-0.13%		3.94%

		2005		29544		18485		-1.47%		7.73%		23001		13427		2.26%		8.92%		6483		5058		-13.48%		4.68%

		2006		31741		21342		7.44%		15.46%		24398		15655		6.07%		16.59%		7343		5687		13.27%		12.44%

		ab 1991 incl. neue Länder

		bis 1999: Ost-Berlin zu neuen Ländern, West-Berlin zu alten Ländern; ab 2000 Berlin zu ostdeutschen Ländern

		Neu abgeschlossene Verträge im Einzelhandel (zum 30.09.)

				Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel		Verkäufer/in

		Jahr		absolut		absolut		Summe		Anteil KiE		Anteil Vk

		1981		9449		41044		50493		18.71%		81.29%

		1982		9721		40942		50663		19.19%		80.81%

		1983		10423		42969		53392		19.52%		80.48%

		1984		11022		46106		57128		19.29%		80.71%

		1985		10348		44676		55024		18.81%		81.19%

		1986		10808		42368		53176		20.32%		79.68%

		1987		19951		31935		51886		38.45%		61.55%

		1988		28119		19884		48003		58.58%		41.42%

		1989		34738		15019		49757		69.82%		30.18%

		1990		27855		12499		40354		69.03%		30.97%

		1991		32566		12054		44620		72.99%		27.01%

		1992		31337		10995		42332		74.03%		25.97%

		1993		29532		10523		40055		73.73%		26.27%

		1994		29387		10247		39634		74.15%		25.85%

		1995		26823		9453		36276		73.94%		26.06%

		1996		27669		9747		37416		73.95%		26.05%

		1997		29863		10966		40829		73.14%		26.86%

		1998		30831		12027		42858		71.94%		28.06%

		1999		33946		15171		49117		69.11%		30.89%

		2000		33925		13876		47801		70.97%		29.03%

		2001		32991		14630		47621		69.28%		30.72%

		2002		29203		14743		43946		66.45%		33.55%

		2003		29067		15113		44180		65.79%		34.21%

		2004		29986		17159		47145		63.60%		36.40%

		2005		29544		18485		48029		61.51%		38.49%

		2006		31741		21342		53083		59.80%		40.20%

		ab 1991 incl. neue Länder

		bis 1999: Ost-Berlin zu neuen Ländern, West-Berlin zu alten Ländern; ab 2000 Berlin zu ostdeutschen Ländern
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Tabelle2

		

				Jahr		Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel		Verkäufer/in		Kaufmann/Kauffrau im Groß- und Außenhandel

				1993		29,532		10,523		18,425

				1994		29,387		10,247		18,444

				1995		26,823		9,453		19,305

				1996		27,669		9,747		17,730

				1997		29,863		10,966		18,234

				1998		30,831		12,027		18,879

				1999		33,946		15,171		18,325

				2000		33,925		13,876		18,310

				2001		32,991		14,630		16,649

				2002		29,203		14,743		15,029

				2003		29,067		15,113		14,345

				2004		29,986		17,159		15,660

				2005		29,544		18,485		14,585

				2006		31,741		21,342		15,351
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